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Hintergrundinformationen zur Geschichte Ousmane Camaras 

Ousmane Camara war Aktivist an der Universität von Conakry, der Hauptstadt der westafrikanischen Republik Guinea. Auf Grund seines Engagements für freie Bildung geriet er in "Konflikt" mit der Militärdiktatur, wurde verhaftet und gefoltert. Ousmanes Eltern wurden 2007 vom Militär verschleppt und ermordet, als er floh. Ousmane selbst war Sprecher der Studierendengewerkschaft SEUC, des Syndicat des Étudiants de l'Université de Conakry (vergleichbar mit der ÖH in Österrreich), die sich 2004-2007 für den freien Hochschulzugang engagierte. Aufgrund dieser politischen Aktivitäten Ousmanes droht ihm in seiner Heimat Verfolgung und Tod. 

Die Situation in Guinea ist aus der Sicht verschiedener internationaler Organisationen als äußerst kritisch einzustufen. Amnesty International etwa berichtet in ihrem Report des Jahres 2010 über willkürliche Verhaftungen, außergerichtliche Hinrichtung und exzessive Gewaltanwendung gegen DemonstrantInnen

(Quelle: http://www.amnesty.de/jahresbericht/2010/guinea). Das Faktum,  dass er dorthin hätte abgeschoben werden sollen, ist nur ein weiterer trauriger Höhepunkt der Abschiebepolitik der österreichischen Regierung. 

2007 suchte Ousmane in Österreich um Asyl an. Sein Antrag wurde abgelehnt, obwohl er viele Narben an Rücken und Armen aufwies, die ihm von der Polizei in Guinea durch Folter mit Schlagstöcken zugefügt worden waren. Auch am Schienbein sind nach wie vor schwere Hautläsionen und Krusten – hervorgerufen durch Fußtritte - zu erkennen.

Seit August 2010 befand sich Ousmane in Schubhaft; ohne zu wissen, was ihm vorgeworfen wurde bzw. was ihn erwarten würde. In Guinea hätte Ousmane nach eigener Aussage der sichere Tod erwartet. Das Österreichische Außenministerium hat auf Grund der politischen Situation eine Reisewarnung nach Guinea verhängt. Dennoch hätte am 15. Dezember Ousmanes Abschiebung stattfinden sollen. Diese konnte in letzter Minute gestoppt werden: nicht zuletzt des „Brussels Air“-Flugkapitäns wegen, der sich weigerte, Ousmane gegen dessen Willen an Bord zu nehmen. Am selben Tag wandte sich Anwalt Dr. Georg Zanger an den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte. Dieser hat tags darauf mit einstweiliger Verfügung die Abschiebung nach Guinea untersagt.

Nun hat die Polizei Ousmane Camara wegen angeblichen Widerstands gegen die Staatsgewalt angezeigt. Am 24. Dezember 2010 kam er gegen Kaution frei. Am 1. Februar 2011 kommt es am Landesgericht Korneuburg in dieser Sache zur Verhandlung. Zeitgleich findet ab 09:30 eine Kundgebung vor dem Landesgericht statt.
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Informationen zum Solidaritätskomitee für Ousmane Camara

Die Nachricht von Ousmanes drohender Abschiebung erreichte die Sozialistische Linkspartei durch Robert Zahrl nur elf Tage vor dem geplanten Deportationstermin. Die SLP startete umgehend mit einer Bleiberechtskampagne für den Flüchtling. Die bis jetzt erfolgreiche Kampagne gegen Ousmanes Deportation ist ein weiterer Teilerfolg gegen die unmenschliche Abschiebemaschinerie, derer sich die Behörden zuletzt immer massiver bedienten: Bereits in den vergangenen Monaten konnten einige vorläufig erfolgreiche Kampagnen geführt werden, wie im Falle des nigerianischen Abendschülers Code E.

Das Solidaritätskomitee für Ousmane Camara tritt für gleiche Rechte für alle hier lebenden Menschen unabhängig ihrer Herkunft ein. AsylwerberInnen haben genau wie alle anderen das Recht auf einen guten Job, eine Wohnung und den Zugang zu Sozialleistungen. Denn die wahren Probleme in diesem Land verursachen nicht minderprivilegierte Flüchtlinge, sondern sogenannte „Leistungsträger“, die – erst einmal an der Macht – den Staat als Selbstbedienungsladen für sich und ihre Freunde sehen, durch 
Steuerhinterziehung die Allgemeinheit Millionen kosten und durch ihre riskanten Geschäfte(machereien) tau-

sende Jobs gefährden. 

Deshalb tritt das „Solidaritätskomitee Ousmane“ über den für die Republik Österreich beschämenden Anlassfall hinaus für eine menschenwürdige Migrationspolitik und ein humanes Fremdenrecht ein!

Wenn Unrecht zu Recht wird, wird Widerstand zur Pflicht!

Nicht wir haben Erklärungsbedarf, warum wir uns mit Ousmane solidarisch erklären, sondern jene, die dies nicht tun!

